
schiedenen Gebietskörperschaften in der ehemaligen 
sowjetisch besetzten Zone verschiedene Entwicklungs­
stufen durchgemacht hat. 1945, nach der Kapitulation, 
befanden wir uns in den Gemeinden und Ländern im 
Zustand eines finanzpolitischen Chaos. Jede Gemeinde, 
jeder Kreis, jedes Land versuchte zunächst auf eigene 
Faust, sich Einnahmen zur Bestreitung der anfallenden 
Verwaltungs- und Aufbaukosten zu beschaffen. Sehr 
bald wurde durch den Befehl Nr. 1 des Marschalls 
Shukow vom 25. Juli 1945 Ordnung geschaffen. Es 
wurde angeordnet, daß für die weggefallene Reichs­
finanzverwaltung in den Stadt- und Landkreisen, in 
den Landesverwaltungen Finanzabteilungen einzu­
richten sind. Zugleich wurde bestimmt, daß die Weiter­
erhebung der Steuern in dem Ausmaß zu erfolgen hat, 
wie dies bis zum Einmarsch der Roten Armee ge­
schehen war. Die Entwicklung im Abgabewesen führte 
gar bald zu einer Koordinierung innerhalb der Länder 
durch die Deutsche Zentrale Finanzverwaltung. Doch 
erst mit der Errichtung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Inkraftsetzung der Verfassung 
wurden gesetzgeberisch die Voraussetzungen ge­
schaffen, die in Verbindung mit dem Haushaltsplan 
1950 das Ihnen vorliegende Gesetz über die Abgaben 
der Republik und der übrigen Gebietskörperschaften 
sowie über die Errichtung einer Abgabenverwaltung 
der Republik ermöglichten.

Meine Damen und Herren! Die Verfassung der Deut­
schen Demokratischen Republik regelt das Abgabe­
wesen in ihrem Artikel 119 nach drei Grundsätzen:

1. Die Abgabehoheit steht grundsätzlich der Repu­
blik zu.

2. Die Zölle und die durch Gesetz der Republik ge­
regelten Steuern werden durch die Republik ver­
waltet.

3. Die Republik errichtet eine eigene Abgaben­
verwaltung.

Diese Verfassungsbestimmungen finden ihren Nieder­
schlag in dem vorliegenden Gesetzentwurf. Ich bitte, 
denselben zur Hand zu nehmen und die Ihnen vom 
Ausschuß vorgeschlagenen Abänderungen nach der 
Ihnen ebenfalls zugegangenen Drucksache Nr. 43 zu be­
achten. Der gedruckte Antrag ist dahingehend zu er­
gänzen, daß die Überschriften der einzelnen Gesetzes­
abschnitte nicht mit „Artikel“ zu bezeichnen sind, 
sondern als Paragraphen gekennzeichnet werden.

Zu § 1 stellt der Ausschuß fest, daß eine klare 
Definition des Abgabebegriffes fehlt, und zwar insofern, 
als die Gebühren nicht genannt werden, die aber 
zweifellos nach der bisherigen Rechtslage und nach 
der Auffassung unserer Regierung der Republik weiter 
zustehen und erhoben werden. Die Regierung hat 
erklärt, daß eine Neuregelung des gesamten Gebühren­
wesens durch ein besonderes Gesetz beabsichtigt ist.

In § 2 sind nun im einzelnen die Besitz- und Ver­
kehrssteuern sowie die Verbrauchssteuern aufgeführt. 
Mit diesem Paragraphen werden die hier aufgeführten 
Steuern auf die Republik übergeleitet. Die hier nicht 
genannten Steuern verbleiben, sofern im Gesetz nichts 
anderes gesagt ist, den bisherigen Gebietskörper­
schaften, die diese Steuern, z. B. die Realsteuern, Ver- 
gnügungs-, Getränke-, Hundesteuer usw., erhoben 
haben. Da aber auf diesem Gebiet der Abgaben sehr 
große Unterschiede bestehen und nicht einzusehen ist, 
warum z. B. das in Finanznot befindliche Land 
Mecklenburg bedeutend höhere Steuern erheben muß, 
um seine Ausgaben einigermaßen bestreiten zu können, 
und finanzstarke Länder wie z. B. Sachsen oder 
Anhalt geringe Steuern erheben, wird hier angestrebt 
und auch von der Regierung der Standpunkt ver­
treten, daß eine einheitliche Regelung im gesamten 
Steuerwesen zu schaffen ist,

(sehr richtig!)

dergestalt, daß die jetzt verhältnismäßig hohen Steu­
ern gesenkt und in den Ländern, in denen ver­
hältnismäßig niedrige Steuern für die einzelnen 
Gebietskörperschaften erhoben werden, also für die 
Gemeinden insbesondere, eine Erhöhung stattfinden 
muß.

Der § 3 bringt die den Gebietskörperschaften ver­
bleibenden Steuern und Abgaben besonders klar zum 
Ausdruck.

Der § 4 behandelt die sonstigen Abgaben. Er teilt 
sie in zwei Gruppen ein, einmal in „Gewinnabführun­
gen und sonstige Leistungen der volkseigenen Wirt­
schaft und öffentlich-rechtlicher Körperschaften, die 
durch die Haushaltspläne festgestellt werden“, zum 
zweiten die „durch die Wirtschaftsplanung bedingten 
Aufschläge, deren Erhebung auf Vorschlag des Mini­
steriums der Finanzen durch die Regierung beschlossen 
wird“. Diese zweite, für die gegenwärtige Wirtschafts­
und Haushalteplaniung besonders wichtige Gruppe ent­
hält z. B. die Haushaltsaufschläge der HO und die Auf­
schläge auf eine Reihe von Waren. Diese Gruppe 
von Abgaben ist in der elastischen Anpassungsmöglich­
keit ein finanztechnisch gut zu spielendes Instrument, 
damit die Erfüllung unseres Haushaltsplanes auf der 
Einnahmenseite unter allen Umständen gewährleistet 
wird. Wir wissen, daß die wirtschaftspolitische Ziel­
setzung unserer jungen demokratischen Republik von 
außerordentlicher Bedeutung ist und daß hierzu das 
Abgabengesetz mit seinen Spielregeln eine geeignete, 
ja, die einzig richtige Voraussetzung bildet.

Die §§ 5—13 in dem Gesetz behandeln den Aufbau 
der Abgabenverwaltung. In § 5 ist das Wort „Abgaben­
verwaltungen“ zu ersetzen durch „Länderregierungen“. 
Der Paragraph heißt also:

Die Abgaben der Republik und der übrigen 
Gebietskörperschaften werden von der Abgaben­
verwaltung der Republik und von den Länder­
regierungen verwaltet.

Der § 17 wurde ebenfalls geändert. Hier sind die 
Worte „die Zulassung“ zu streichen, und der Paragraph 
lautet:

Über das Rechtsmittel der Rechtsbeschwerde ent­
scheidet das Zentralfinanzgericht.

Über die in der Vorlage enthaltenen Kann-Bestim­
mungen zu § 20 ist im Ausschuß lebhaft debattiert 
worden. Die Erörterungen zeigten aber, daß die Ver­
treter aller Fraktionen der Volkskammer sich in der 
Auffassung einig sind, daß dieser § 20 keine Miß­
deutungsmöglichkeiten enthalten darf. Die Abgaben­
hoheit der Republik ist unbestreitbar. Sie ist in der 
Verfassung fundiert. Wie nun die Republik nicht 
Kostgänger der Länder sein kann und darf, ebenso­
wenig sollen die Länder ihnen zustehende Funktionen 
der Abgabenverwaltung durch die Republik wahr­
nehmen lassen. Der Dreiklang Gemeinden — Länder — 
Republik soll auch im Haushaltswesen und in der 
Abgabenverwaltung in echt demokratischer Harmonie 
bleiben.

In § 20 ist in der Überschrift das Wort „Abgaben­
verwaltungen“ zu streichen und dafür das Wort „Auf­
gaben“ einzusetzen. Weiter ist nach der Ihnen vor­
liegenden Drucksache Nr. 43 der erste Satz dieses Para­
graphen zu streichen und dafür zu setzen: „Den
•Landesregierungen obliegen:“.

Der letzte Absatz „Die Regierungen der Länder .. 
bis „ . . .  Landesabgabenverwaltungen beauftragen“ ist 
ebenfalls ganz zu streichen.

Meine Damen und Herren, der Haushalts- und 
Finanzausschuß der Provisorischen Volkskammer hat 
in seiner abschließenden Sitzung nach fünftägigen 
Beratungen festgestellt, daß die Angestellten unserer 
Regierung, insbesondere des Finanzministeriums, eine
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